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Der EU-Binnenmarkt nach dem Brexit-Votum 

DieE könnte sich zu einem Integrationsmodell entwickeln 
Von Stephan Breitenmoser 

Nach dem Brexit-Entscheid ist der Bin-
nenmarkt der Europäischen Union 
(EU) in aller Munde, weil Grossbritan-
nien an ihm - wenn auch unter Einräu-
mung von Ausnahmen bei der Perso-
nenfreizügigkeit - weiter beteiligt sein 
möchte. Lediglkh auf die Teilnahme an 
darüber hinausgehenden aussen-, 
fiskal- und währungspolitischen Pro-
grammen der EU möchten die Briten 
verzichten. Ähnliche Ideen werden 
bereits seit Längerem auch in der 
SchweiZ geäussert. Es wird deshalb 
vermehrt die Frage gestellt, was der 
Binnenmarkt ist, ob und wie seine 
Grundsätze eingeschränkt werden kön-
nen und worin er sich von einer blossen 
Freihandelszone unterscheidet. 
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Der EU-Binnenmarkt war von Anfang 
an eines der wesentlichen Ziele der EU. 
Er ist Bestandteil einer Zollunion, die 
in der EU seit l %8 verwirklicht ist und 
weit über eine blosse Freihandelszone 
hinausgeht. Eine solche Freihandels-
zone hat etwa die Schweiz im Jahr 
1972 mit der früheren Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und 
heutigen EU vereinbart; sie umfasst zur · 
Hauptsache die Beseitigung von 
Warenzöllen zwischen den Vertrags-
parteien, nicht aber gemeinsame Zölle 
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gegenüber Drittstaaten. Demgegenüber 
sind bei der EU als Zollunion nicht nur 
die Zölle zwischen den einzelnen Mit-
gliedstaaten abgeschafft, sondern die 
EU verfügt gegenüber Drittstaaten 
überdies über einen einheitlichen gve-
meinsamen Aussenzoll. Hierfür haben 
die einzelnen EU-Mitgliedstaaten ihre 
aussenwirtschaftlichen Kompetenzen 
an die EU abgetreten: 

Der Binnenmarkt mit 
über 500 Millionen 
Konsumenten ist auch 
für Drittstaaten attraktiv. 
Im EU-Binnenmarkt gelten zudem vier 
Grundfreiheiten: Der freie Warenver-
kehr, die Freizügigkeit der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie der 
EU-Bürgerinnen und-Bürger, der freie 
Dienstleistungsverkehr sowie der freie 
Kapital- und Zahlungsverkehr. Diese 
Grundfreiheiten gewähre.q den Unter-
nehmen und Einzelpersonen insbeson-
dere das-: direkt sowohl gegenüber 
Verwaltungsbehörden und Gerichten 
in den Mitgliedstaaten wie auch gegen-
über den EU-Organen anrufbare-
Recht, im Verhältnis zu den Inländern 
nicht diskriminiert zu werden. 

Zur Verwirklichung des Binnen-
markts hat die EU diese Grundfreihei-

ten in Richtlinien und Verordnungen 
näher geregelt. So hat sie Mindestvor-
schriften etwa für Industrieprodukte 
oder bei den Arbeitsbedingungen erlas-
sen, von denen nur in engen Ausnahme-
fällen und zum Schutz höherrangiger 

- Gesundheits-, Umwelt- oder anderer 
Polizeigüter abgewichen werden darf. 

Zwei EU-Organe, die von den Mit-
gliedstaaten unabhängig sind, stellen 
sicher, dass die Regeln des Binnen-
markts eingehalten werden: So ahndet 
die EU-Kommission als «Hüterin der 
Verträge» Verstösse gegen die Regeln 
des Binnenmarkts durch einzelne Mit-
gliedstaaten. Und im Streitfall entschei-

. det der Gerichtshof der EU (EuGH) ver-
bindlich über die Auslegung des zum 
Binnenmarkt gehörenden Regelwerks 
(Acquis). Dabei beurteilt der EuGH 
Beschränkungen von Grundfreiheiten, 
wie etwa Zulassungsvorschriften für. 
Produkte oder für die Ausübung 
bestimmter Berufe, nach dem strengen 
Massstab, ob diese zur Erreichung 
zwingender Allgemeininteressen geeig-
net und erforderlich sind. Aufgrund des 
Cassis-de-Dijon-Prinzips, das durch den 
EuGH entwickelt und von der Schweiz 
freiwillig mit gewissen Ausnahmen 
übernommen wurde, kann ein Produkt, 
das im Herstellerstaat zugelassen ist, 
im gesamten EU-Raum und damit' auch . 
fu der Schweiz auf den Marlet gebracht 
werden. Der Binnenmarkt funlctioniert · 
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und macht die europäische Wir~schaft 
gegenüber den USA :und den asiati-
schen Staaten wettbewerbsfähig. Daran 
ändert auch der Umstand nichts, dass 
noch immer zahlreiche faktische 
Umstände die Ausübung der Grundfrei-
heiten erschweren, etwa fehlende 
Sprachkenntnisse oder soziale und psy-
chologische Hürden. Ein Rückbau des 
Binnenmarkts in eine blosse Freihan-
delszone wäre für die betroffenen 
Volkswirtschaften deshalb ein herber 
Rückschlag. 

EU-Beitritt nur zum Binnenmarkt? 
Dieser Binnenmarkt mit seinen über 

500 Millionen Konsumenten ist auch 
für Drittstaaten attralctiv. Aus diesem 
Grund hat sich die Schweiz als exi)ort-
orientierte Vofä:swirtschaft über die 
bilateralen Verträge in einzelnen Berei-
chen an den Binnenmarkt angeschlos-
sen. Und im Rahmen des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) haben sich 
Norwegen, Island und das Fürstentum 
Liechtenstein in weitergehendem 
Masse am EU-Binnenmarkt beteiligt. 

Um weiterhin Zugqng zum Binnen-
markt oder zu einzelnen seiner Teile zu 
haben, könnte Grossbritannien in 
Zukunft den Schweizer Weg von sekto-
riellen, müh.sam auszuharJ.delnden 
bilaterp.len Verträgen gehen oder sich 
dem EwR anschliessen. Denlcbar ist 
aber auch, dass Grossbritannien mit 
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seinem souveränitätsbewussten 
Parlament eine neue, auf den EWR 
beschränkte EU-Mitgliedschaft aus-
zuhandeln versucht. Eine solche würde 
dann sowohl den bisherigen EWR-
Staaten als auch der Schweiz eine neu-
artige und attraktive Möglichkeit einer 
ausschliesslich wirtschaftlich orien-
tierten Teilnahme am europäischen 
Binnenmarkt eröffnen. Im Gegensatz 
zum heutigen - von der Schweiz 1992 
abgelehnten - EWR hätten die daran 
teilnehmenden Staaten idealerweise 
dann nicht nur beschränkte Mitspra-
che-, sondern umfassende Mitent-
scheidungsrechte bei Änderungen des 
Acquis. Die EU selbst würde sich 
dadurch zu einer europäischen Orga-
nisation mit unterschiedlichen Mit-
gliedschaftskreisen und-rechten wei-
terentwickeln. Eine solche EU der 
verschiedenen Geschwindigkeiten 
(«a geometrie variabl~») wäre keine 
neue Idee,. sondern entspräche einem 
seit Beginn der früheren EWG disku-

tierten gesamt- , 
europäischen Irrte- i 

grationsmodell .. 
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